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Projektgruppe „Kosten- und Leistungsrechnung“ 
 
 
 
1. Projektauftrag 
 
Der Projektstab hat im September 2013 beschlossen, den Einsatz der Kosten- und Leis-
tungsrechnung (KLR) in der gesamten Stadtverwaltung zu prüfen und Vorschläge zu dessen 
künftiger Ausgestaltung zu unterbreiten. Hintergrund hierfür ist, dass die auf einen Beschluss 
des Magistrats vom März 1999 zurückgehende flächendeckende Einführung der KLR mög-
licherweise einen - personellen - Aufwand verursacht, der unter wirtschaftlicher Betrach-
tungsweise nicht den anfangs erwarteten Nutzen generiert. 
 
Der Magistrat hat im Oktober 2013 die Einrichtung einer Projektgruppe beschlossen, die ei-
nen entsprechenden Auftrag erhielt. Diese Projektgruppe besteht/bestand aus je zwei Besc 
häftigten der Magistratskanzlei (Federführung) und der Stadtkämmerei sowie einer Vertrete-
rin des Gesamtpersonalrates, der Sprecherin der Frauenbeauftragten und der Gesamtver-
trauensperson der Schwerbehinderten. 
 
2. Historie der Entstehung der KLR 
 
Im Februar 1997 beschloss der Magistrat, ab 01.01.1998 die Personalkostenbudgetierung 
einzuführen, „um die Voraussetzungen für eine Neuorientierung der Verwaltung in Richtung 
auf ein Neues Steuerungsmodell zu schaffen“. Im Jahresbericht 1997 des Magistrats heißt 
es dazu: 
 
„Im Zuge der Umsetzung des Neuen Steuerungsmodells beim Magistrat wurde die Einfüh-
rung einer verwaltungsweiten Kosten- und Leistungsrechnung beschlossen. Zur Unterstüt-
zung des Einführungsprozesses wurde eine Innovationsgruppe KLR mit Anbindung an die 
Stadtkämmerei für einen befristeten Zeitraum von drei Jahren eingerichtet“. Dieser Gruppe, 
bestehend aus der früheren mit drei Stellen ausgestatteten Stabseinheit Controlling, wurden 
folgende Aufgaben übertragen: 
 

- Konzeption und Aufbau einer flächendeckenden KLR 
- Implementierung eines ADV-Programms 
- Durchführung von innerbetrieblichen Schulungen 

 
Im Rahmen von zwei Pilotphasen beschloss der Magistrat im August 2000 zur weiteren Um-
setzung der flächendeckenden Einführung der KLR Rahmenrichtlinien zu den KLR-Modulen 
des Finanzprogramms ProFiskal. Die aktuell gültige Fassung dieser Richtlinien datiert vom 
Oktober 2003. 
 
Der Einsatz der KLR basiert auf § 7 Abs. 3 der Landeshaushaltsordnung (LHO). Danach soll 
die KLR in allen Organisationseinheiten eingeführt werden. Zudem ergibt sich die Verpflich-
tung aus § 12 des Bremischen Gebühren- und Beitragsgesetzes. 
 



Im August 2002 hat der Magistrat die „Rahmenrichtlinien der Kosten- und Leistungsrechnung 
beim Magistrat Bremerhaven“ beschlossen, die auf den Rahmenrichtlinien zur Einführung 
der  KLR der Freien Hansestadt Bremen beruhen (Verwaltungsvorschrift zu § 7 LHO). 
 
Welche Systemkomplexität und welche Bearbeitungsintensität mit der KLR einherzugehen 
haben, wird weder in § 7 LHO noch in der Verwaltungsvorschrift hierzu definiert. 
 
Im von der Stadtkämmerei erarbeiteten Handbuch zur KLR (Stand 01.11.2013) sind die ur-
sprünglich erwarteten Ziele dargestellt (vgl. Anlage 1). 
 
3. Die KLR in der Stadt Bremen 
 
In der Stadt Bremen ist die KLR flächendeckend eingeführt worden. In Bereichen, die der 
KLR mit Interesse begegnen bzw. die einen direkten Nutzen daraus ziehen, wird mit einer 
großen Anzahl von Kostenstellen und Kostenträgern gearbeitet. Bereiche, die wenig Interes-
se aufbringen bzw. die nach eigener Einschätzung wenig Nutzen daraus ziehen, werden z. 
T. mit nur einer Kostenstelle und einem Kostenträger erfasst. Insofern erfolgt der KLR-
Einsatz in unterschiedlicher Tiefe und Intensität. 
 
Die rechtliche Vorgabe aus § 7 LHO wird in Bremen dahingehend interpretiert, dass eine 
flächendeckende Einführung und ein flächendeckender Betrieb der KLR erwartet wird.  
 
4. Ämterumfrage 
 
Um den aktuellen Ist-Stand zur KLR zu erheben, hat die Projektgruppe allen Organisations-
einheiten einen Fragenkatalog übermittelt (vgl. Anlage 2), mit dem der Zeitaufwand für die 
Kategorien der Leistungserfassung, der Mengenerfassung und der KLR-Sachbearbeitung 
abgefragt wurde. Eine tabellarische Zusammenfassung des Ergebnisses dieser Umfrage ist 
beigefügt (vgl. Anlage 3). 
 
Wesentliche Erkenntnisse: 
 
- Der Zeitaufwand für die Leistungserfassung bewegt sich in einem überwiegend sehr niedri-

gen Wochenstunden-Rahmen. Insgesamt werden hierfür über alle Organisationseinheiten 
hinweg 42,38 Wochenstunden aufgewendet. 

 
- Der Zeitaufwand für die Mengenerfassung (Kennzahlen) bewegt sich in einem etwas höhe-

ren Rahmen mit insgesamt 51,99 Wochenstunden. 
 
- Der Zeitaufwand für die KLR-Sachbearbeitung wird von den Organisationseinheiten sehr 

unterschiedlich eingeschätzt. Er reicht von 0 Wochenstunden in mehreren Bereichen bis 
hin zu 19,5 Wochenstunden im Amt für Jugend, Familie und Frauen (außer Acht gelassen 
ist hierbei aus der Natur der Sache heraus die Stadtkämmerei [36,7 Wochenstunden] als 
für die KLR federführende Stelle). Insgesamt werden für die KLR-Sachbearbeitung 64,39 
Wochenstunden aufgewendet. 

 
- Über alle Organisationseinheiten hinweg beansprucht die KLR pro Jahr 8023,73 Wochen-

stunden; rein rechnerisch entspricht dies umgerechnet 5,65 Stellen, die sich aus diversen 
Stellenanteilen errechnen. 



- Von 35 Organisationseinheiten nutzen 8 sie als Steuerungsinstrument; 27 nutzen sie hierzu 
nicht. 
 
Die Gründe, aus denen heraus die KLR nicht als Steuerungsinstrument genutzt wird, sind 
vielfältig. Die KLR wird lediglich in den Bereichen (dazu) genutzt, in denen die Gebühren 
selbst zu kalkulieren sind (z. B. Friedhöfe). Somit sind die Möglichkeiten der KLR nur in be-
grenztem Maß ausgeschöpft worden. 

 
5. Benchmark-Umfrage 
 
Im Rahmen einer Benchmark-Umfrage wurde abgefragt, ob die KLR in den einschlägigen 
Vergleichsstädten flächendecken angewendet wird/wurde bzw. welche Erfahrungen damit 
gemacht wurden. 
 
Auf diese Anfrage haben die Städte Bottrop, Darmstadt, Heilbronn, Regensburg, Wilhelms-
haven und Wolfsburg geantwortet. Die Ergebnisse sind in der als Anlage 4 beigefügten Ta-
belle zusammengefasst. Die genannten Städte wenden die KLR entweder flächendeckend 
oder nur für Teilbereiche an. In fünf von sechs abgefragten Städten wird die KLR u.a. zur 
Gebührenkalkulation und in vier der Städte zur Feststellung der Kostendeckungsgrade ge-
nutzt.  
 
6. Vorschlag der Projektgruppe 
 
Unter Berücksichtigung und Würdigung der dargestellten Fakten empfiehlt die Projektgruppe, 
die differenzierte KLR in Kongruenz zu Bremen nur für gebührenrechnende Einheiten (zur-
zeit Ämter 37 und 67), zur Rechnungslegung für Dritte (zurzeit Querschnittsämter MK, 00, 
11, 11 A, 20, 21, 30, 53 B, 53 S) sowie interessierte Ämter (zurzeit Ämter 34 und 62) beizu-
behalten. Alle anderen Ämter werden analog der vereinfachten Verfahrensweise in Bremen 
gebucht. Flächendeckend werden weiterhin Grundzahlen (Zahl der Anträge, Fälle, Besucher 
usw.) als Basis für Organisationsvergleiche erhoben.  

Weiter wird vorgeschlagen, bestimmte Modifikationen umzusetzen. Dazu gehören u. a. 

- Standardberichte nur noch als Jahresberichte 

- Analysen über mehrere Jahre 

- Erfassung von Projektkosten 

- Kostenstellenbezogene Auswertungen 

- Vereinfachung der Fallzahlenerhebung 

Auch in Zukunft müssen alle Fragen, welche die Einführung, den Betrieb und den Ein- oder 
Ausstieg in die/aus der KLR betreffen, mit der Stadtkämmerei abgestimmt werden. Sollte der 
Magistrat aus übergeordnetem Interesse zu der Entscheidung kommen, die KLR in einem 
Amt zu reaktivieren, ist dieses umzusetzen. 

Gründe und Erläuterungen: 

 Erhaltung der derzeitigen Form der internen Leistungsverrechnung, um möglichst korrekte 
kostendeckende Erstattungen von Dritten zu erzielen. 



 Die KLR in den gebührenrechnenden Einheiten sollte mit dem bestehenden System wei-
tergeführt werden, da eine Systemumstellung zu erhöhten Kosten führen würde.  

 Es gibt im Amt für Jugend, Familie und Frauen (0,5 Stellen), im Bürger- und Ordnungsamt 
(0,5 Stellen) sowie im Gesundheitsamt (0,4 Stellen) konkrete, für die KLR vorgesehene 
und auch in Stellenbeschreibungen hinterlegte Stellenanteile (hinsichtlich des Sozialam-
tes besteht insoweit noch Prüfungsbedarf). In den Stellungnahmen dieser Fachämter be-
züglich der Frage, ob diese die KLR als Führungsinstrument nutzen würden, wurde dies 
verneint. Demzufolge wären Stelleneinsparungen in diesen Bereichen denkbar. 

Die Abfrage der Ämter hat weiterhin ergeben, dass die nicht an den Ergebnissen der KLR 
interessierten Ämter einen pro Amt relativ geringen, magistratsweit aber beträchtlichen 
zeitlichen Aufwand zur Eingabe der Daten betreiben. Hieraus lässt sich jedoch nicht ablei-
ten, dass es zu konkreten Einsparungen kommen würde, da die von den Ämtern gemel-
deten Zeitanteile pro Amt sehr gering und zudem meist auf mehrere Beschäftigte verteilt 
sind. 

 Durch die Kongruenz der mit den in Bremen formulierten Mindestanforderungen einer 
flächendeckenden KLR ist gewährleistet, dass Bremerhaven den rechtlichen Vorgaben 
entspricht. 

 Die Ämter, die aus dem bestehenden System keinen Vorteil ziehen und die KLR nur wi-
derwillig bearbeiten, würden aus dem System entlassen werden. Dies jedoch mit der Auf-
lage, keine eigenständige  KLR aufzubauen und im Falle, dass die KLR doch zukünftig 
genutzt werden sollte, in das bestehende zentrale System zurück zu kehren. 

 In den Ämtern gibt es Bestrebungen, dezentrale Kostenrechnungen aufzubauen (Beispiel: 
Befragungsergebnis aus dem Amt 46). Solche Absichten sind zu vermeiden. 

 Sollte die derzeit zentral bearbeitete Kostenrechnung durch eine Vielzahl von dezentralen 
Kostenrechnungen ersetzt werden, so sind damit erhebliche Ausgaben verbunden (neue 
Software, Kosten der Softwarepflege, Einstellung von betriebswirtschaftlich ausgebilde-
tem Personal), die die derzeitigen Aufwendungen (pro Amt) um ein Vielfaches überstei-
gen (ca. 30.000 -80.000 € p.a. für ein mittleres Amt). Der o.g. Vorschlag schließt dieses 
weitestgehend aus. 

 Durch die weitere Erhebung der Fallzahlen würde eine Kontinuität des Zahlenmaterials 
gewährleistet, welche wiederum die Basis für sinnvolle Auswertungen (Zeitreihen über 
mehrere Jahre, ad hoc Berichte) bildet. 

 Durch die Beschränkung der vollständigen KLR auf die genannten Ämter stünden inner-
halb der Stadtkämmerei größere Ressourcen für deren Betreuung einschl. der sich dar-
aus ergebenden Auswerte- und Berichtsmöglichkeiten zur Verfügung. Durch diese Fokus-
sierung wird in diesen Bereichen eine bessere Betreuung als zurzeit gewährleistet. 

 Benchmarking, d.h. der Vergleich von Kosten und Preisen mit denen anderer Kommunen 
ist mit den o.g. Empfehlungen noch weitestgehend möglich. Diese Bestrebungen (die sich 
im Leitbild der Stadt und in den Rahmenrichtlinien zur KLR wiederfinden) sollten ausge-
weitet werden. 
















